
 

 

 

Anlage 5.1 – 5.7 zu GD 107/20 

Stadt Ulm 
Beschlussvorlage 

 
 

 

Bebauungsplan „Leimgrubenseg“ 

Absägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der erneuten Öffentlich-
keitsbeteiligung und erneuten Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange 
 
Die erneute Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB wurde vom 25.11.2019 bis 
einschl. 03.01.2020 durchgeführt. Parallel dazu wurden gemäß § 4a Abs. 3 BauGB die Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung 
berührt werden, erneut unterrichtet und erneut zur Stellungnahme aufgefordert. 
 

Im Rahmen der erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 4a Abs. 3 BauGB wurde eine 
Stellungnahme vorgebracht: 
 
Stellungnahmen Öffentlichkeit Stellungnahmen der Verwaltung 

Einsendung 1, 
Schreiben vom 30.12.2019 (Anlage 5.1) 
 

Gebietsfestsetzung 
Die wesentliche Änderung zu dem Entwurf vom 
9.4.2019 besteht darin, dass die Gebietsfest-
setzung geändert wurde. Nunmehr wurde be-
züglich der Art der Nutzung ein vom Planver-
fasser selbstdefiniertes „eingeschränktes Ge-
werbegebiet" festgesetzt. Diese Festsetzung 
hinsichtlich der Art der Nutzung im Plangebiet 
ist rechtswidrig und nicht möglich. Diese Fest-
setzung widerspricht der allgemeinen Zweck-
bestimmung von Gewerbegebieten. Nach sei-
ner allgemeinen Zweckbestimmung dient ein 
Gewerbegebiet vorwiegend der Unterbringung 
von nicht erheblich belästigenden Gewerbebe-
trieben. 
 
Durch den generellen Ausschluss aller stören-
den Gewerbebetriebe im gesamten Plangebiet 
wird die Hauptnutzung des durch § 8 BauNVO 
vorgegebenen Gebietstypus eines Gewerbege-
biets ausgeschlossen. Die allgemeine Zweck-
bestimmung des Gewerbegebiets wird nicht 
mehr gewahrt. <vgl. hierzu VGH München, Ur-
teil vom 14.5.2003 — 14 N 98.3741 — BeckRS 
2003,24912). 
 
Der Planverfasser hat für das gesamte Plange-
biet einen neuen Gebietstypus erfunden. Dies 
ist jedoch nicht möglich, da nur die in § 1 Abs. 2 
BauNVO bezeichneten Baugebiete festgesetzt 
werden können. Der Bebauungsplan krankt 
deswegen an einem schwerwiegenden Fehler 
und ist schon allein aus diesem Grund rechts-

 
 
 

 
Die Änderung der Art der baulichen Nut-
zung von einem Mischgebiet (MI) zu einem 
eingeschränkten Gewerbegebiet (GE(e)) 
rührt daher, dass innerhalb des Plangebie-
tes keine Wohnnutzung mehr vorgesehen 
ist. Aufgrund der damit ausschließlichen 
gewerblichen Nutzung, wurde als Art der 
baulichen Nutzung ein eingeschränktes 
Gewerbegebiet festgesetzt. Die Einschrän-
kung erfolgt daher, dass lediglich Gewer-
bebetriebe zulässig sind, welche das Woh-
nen nicht wesentlich stören. Damit kann 
sichergestellt werden, dass keine unzu-
mutbaren Beeinträchtigungen der umlie-
genden Wohnnutzung durch die vorgese-
hene gewerbliche Nutzung zu erwarten 
sind. 
 
Die Festsetzung findet ihre Rechtsgrundla-
ge in § 1 Abs. 5 BauNVO. Nach dieser Re-
gelung kann in einem Bebauungsplan fest-
gesetzt werden, dass bestimmte Arten von 
Nutzungen, die nach § 8 BauNVO in Ge-
werbegebieten allgemein zulässig sind, 
nicht zulässig sind oder nur ausnahmswei-
se zugelassen werden können, sofern die 
allgemeine Zweckbestimmung des Bauge-
biets gewahrt bleibt. Zulässig sind also nur 
solche Einschränkungen, die nicht im Er-
gebnis dazu führen, dass kein Gewerbege-
biet i.S. von § 8 BauNVO mehr verbleibt. 
Dies richtet sich maßgeblich nach dem 
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widrig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Städtebauliche Rechtfertigung 
Das Erfordernis zur Schaffung eines Gewerbe-
gebietes in dem Bereich Leingrubenweg wird 
nicht städtebaulich begründet. Vielmehr wird als 
Anlass der Planung lediglich angegeben, dass 
seitens eines im Raum Ulm ansässigen Unter-
nehmens der Wunsch für eine Umsiedlung de-
ren Büroflächen an den neuen Standort beste-
he. Aus der weiteren Begründung über den 

allgemeinen Gebietscharakter eines Ge-
werbegebietes, wie er sich aus § 8 Abs. 1 
und Abs. 2 BauNVO ergibt. Hinsichtlich der 
vorgesehenen Einschränkungen bzw. Mo-
difizierungen sind die hierfür sprechenden 
städtebaulichen Gründe nutzungsbezogen 
in der Planbegründung anzuführen. Dabei 
ist in Bezug auf Gewerbegebiete zu be-
rücksichtigen, dass dieser Baugebietstyp 
ein besonders breites Nutzungsspektrum 
allgemein zulässt. Denn gemäß § 8 Abs. 2 
Nr. 1 BauNVO sind Gewerbebetriebe aller 
Art allgemein zulässig. Die Rechtspre-
chung erlaubt daher mit Blick auf Gewer-
begebiete vergleichsweise weitreichende 
Einschränkungen, ohne dass dadurch die 
allgemeine Zweckbestimmung eines Ge-
werbegebietes aufgehoben würde. 
 
Zulässig ist nach der Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts etwa die Fest-
setzung eines Gewerbegebietes, in dem 
nur Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsge-
bäude zulässig sind (BVerwG, Beschluss 
vom 8.11.2004 – 4 BN 39/04, NVwZ 2005, 
324 ff.). Ebenfalls obergerichtlich anerkannt 
ist ein eingeschränktes Gewerbegebiet, in 
dem nur Gewerbebetriebe bzw. Hand-
werksbetriebe, die das Wohnen nicht we-
sentlich stören, ferner Geschäftsgebäude, 
Bürogebäude und Verwaltungsgebäude 
sowie Wohnungen für Aufsichtspersonal, 
Bereitschaftspersonal zulässig sind 
(BVerwG, Beschluss vom 15.04.1987 – 4 B 
71/87, NVwZ 1987, 970). Schließlich wird 
auch der Ausschluss von Lagerhäusern, 
Lagerplätzen, öffentlichen Betrieben, Tank-
stellen und von Anlagen für sportliche 
Zwecke als eine gemäß § 1 Abs. 5 BauN-
VO zulässige Einschränkung eines Gewer-
begebietes angesehen (VGH Mannheim, 
Urteil vom 5.07.2013 – 8 S 1784/11, 
NVwZ-RR 2014, 21; Söfker, in: 
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, 
Baugesetzbuch, Stand: Februar 2019, § 1 
BauNVO, Rn. 74). 
 
 
Primäres Ziel des Bebauungsplans ist die 
Schaffung von Bauland entsprechend den 
städtebaulichen Vorgaben des für diesen 
Bereich bestehenden Funktionsplans. Dar-
über hinaus besteht der Ansiedelungs-
wunsch eines bereits in Ulm ansässigen 
Unternehmens für diesen Standort. Daraus 
resultiert ebenfalls die Festsetzung eines 
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Anlass und das Ziel der Planung (Z. 2 der Be-
gründung) wird deutlich, dass die in § 8 Abs. 1 
BauNVO gebietstypischen Gewerbebetriebe 
aber gerade nicht erwünscht, ja sogar ausge-
schlossen werden sollen. Auch hieraus ergibt 
sich, dass eine städtebauliche Rechtfertigung 
für die Festsetzung eines Gewerbegebietes gar 
nicht besteht.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vielmehr soll dem Funktionsplan 
,,Wohnquartier ehemalige Klinikum Safranberg" 
Rechnung getragen werden. Auch dies schließt 
die Festsetzung eines Gewerbegebietes aus. 
 
 
Hinzuweisen ist auch auf den Begründungswi-
derspruch. Einerseits wird dargelegt, dass mit 
der Planung dem Wunsch eines Unternehmens 
Rechnung getragen werden soll. Andererseits 
wird unter Z. 4 der Begründung ausgeführt, 
dass es sich nicht um einen vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan handele und die als Be-
standteil der Planunterlagen dienenden Gebäu-
deplanungen lediglich als Rahmen für den Be-
bauungsplan dienen, aber nicht dessen bin-
dender Bestandteil sein sollen. Demnach ist 
unklar, welche städtebauliche Rechtfertigung 
maßgeblich sein soll. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(erneuter) Etikettenschwindel 
Es wird zwar formal als Art der Nutzung ein 
Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO festgesetzt. 
Durch die ergänzenden Festsetzungen wird 
jedoch eine gebietstypische Nutzung entspre-
chend § 8 BauNVO wieder ausgeschlossen. 
 

eingeschränkten Gewerbegebietes, da eine 
Wohnnutzung innerhalb des Plangebiets 
(wie in einem Mischgebiet zwingend not-
wendig) derzeit aus städtebaulicher Sicht 
nicht vorgesehen ist. Um dabei an den um-
liegenden schützenswerten Nutzungen 
nach wie vor gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse zu gewährleisten, wurde das 
Gewerbegebiet dahingehend einge-
schränkt, dass lediglich solche Nutzungen 
zulässig sind, welche das Wohnen nicht 
wesentlich stören. Die Zielsetzung bzw. der 
Charakter eines Gewerbegebietes bleibt 
jedoch nach wie vor erhalten (siehe Abwä-
gung zum Punkt Gebietsfestsetzung). 
 
Der Funktionsplan auf informeller Pla-
nungsebene macht keine näheren Anga-
ben zur Art der baulichen Nutzung. Hierin 
werden lediglich die Erschließungsflächen 
sowie die Bauflächen gegliedert.   
 
Für die Ausgestaltung des Bebauungs-
plans ist vorgesehen, die bauplanungs-
rechtliche Zulässigkeit eines konkreten 
gewerblichen Vorhabens mittels eines An-
gebotsbebauungsplans zu ermöglichen. 
Hierzu ist in der Rechtsprechung aner-
kannt, dass die planende Kommune bei der 
Wahl der Planungsform eines mit einem 
städtebaulichen Vertrag mit einem be-
stimmten Investor verknüpften Angebots-
bebauungsplans mit Gewerbegebietsaus-
weisungen (anstatt eines vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans) ein weites Pla-
nungsermessen zusteht. Die Stadt Ulm ist 
insofern bei der Wahl des Planungsinstru-
ments „weitestgehend frei“.  
 
Ein Angebotsbebauungsplan mit der Fest-
setzung eines eingeschränkten Gewerbe-
gebiets ist insofern im Vergleich das flexib-
lere Planungsinstrument. Er bietet zudem 
den Vorteil, dass er auch dann eine städte-
bauliche Ordnungsfunktion erfüllen kann, 
wenn das ursprünglich während der 
Planaufstellung anvisierte Projekt später 
nicht zustande kommt. 
 
 
Siehe Abwägung zum Punkt „Gebietsfest-
setzung“.  
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Fehler bei der Auslegung 
Aus der Veröffentlichung in der Tageszeitung 
vom 16. November 2019 ist ersichtlich, dass 
der Bebauungsplanentwurf vom 25.11.2019 bis 
3.1.2020 zu den angegebenen Dienstzeiten im 
Bürgerservice Bauen einsehbar sei. Die Dienst-
zeiten werden angegeben von Montag bis Mitt-
woch zwischen 8:00 Uhr und 16:00 Uhr, don-
nerstags von 12:00 Uhr bis 18:00 Uhr und frei-
tags von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr. Der Bürger 
Service war jedoch entgegen diesen Angaben 
vom 24. Dezember bis einschließlich 26. De-
zember geschlossen. Ebenso ist der Bürger 
Service am 31. Dezember 2019 und am 
1.1.2020 geschlossen. Die veröffentlichten An-
gaben über die Öffnungszeiten des Bürgerser-
vice sind demnach unzutreffend. 
 
 
 
 
 
 
 
Einbeziehung 
Die mit Einwendungsschrift vom 24.5.2019 vor-
getragenen Einwendungen im Übrigen werden 
aufrechterhalten und zum Gegenstand dieser 
Einwendungsschrift gemacht. Eine Mehrferti-
gung der Einwendungsschrift vom 25.5.2019 
wird diesem Schriftsatz beigefügt. 
Es wird drauf hingewiesen, dass bei der Abar-
beitung der mit Schriftsatz vom 25.5.2019 vor-
getragenen Einwendungen auf letztere nur un-
zureichend eingegangen wird. im Wesentlichen 
wird bei der Stellungnahme der Veraltung zu 
den Einwendungen nur wiedergegeben, was im 
Bebauungsplan bzw. dessen Begründung steht. 

 
 
Die erneute öffentliche Auslegung des Be-
bauungsplans fand in der Zeit vom 
25.11.2019 bis zum 03.01.2020 statt. Die 
regulären Öffnungszeiten des Bürgerser-
vice Bauen sind dabei von Montag bis 
Mittwoch zwischen 8:00 Uhr und 16:00 
Uhr, donnerstags von 12:00 Uhr bis 18:00 
Uhr und freitags von 8:00 Uhr bis 12:00 
Uhr.  
Aufgrund der im Auslegungszeitraum lie-
genden Weihnachts- und Neujahrsfeiertage 
waren die Öffnungszeiten des Bürgerser-
vice Bauen aufgrund der gesetzlichen Fei-
ertage entsprechend eingeschränkt. Die 
geänderten Öffnungszeiten während der 
Feiertage wurden auf der Internetseite der 
Stadt Ulm bekannt gegeben. Um dennoch 
ausreichend Zeit für die Einsicht der Be-
bauungsplanunterlagen zu haben, wurde 
der Auslegungszeitraum angemessen ver-
längert. Zudem konnten die Auslegungsun-
terlagen im Internet jederzeit eingesehen 
werden.   
 
Die vorgebrachten Einwendungen vom 
24.05.2019 wurde im Rahmen der Abwä-
gung zur öffentlichen Auslegung (GD Nr. 
417/19) behandelt. 

 
 
Gemäß § 4a Abs. 3 BauGB wurden folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Be-
lange zum Entwurf des Bebauungsplans und der Satzung der örtlichen Bauvorschriften erneut 
gehört: 
 

- Fernwärme Ulm (FUG) 
- Zentrale Planung Unitymedia BW GmbH 
- Polizeipräsidium Ulm 
- Deutsche Telekom Technik GmbH 
- Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm (SWU) 
- Regierungspräsidium Freiburg-Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
- Landratsamt Alb-Donau-Kreis-Kreisgesundheit 
- Regierungspräsidium Stuttgart-Landesamt für Denkmalpflege 
- Entsorgungsbetriebe Ulm (EBU) 
- Regionalverband Donau-Iller 
- Industrie- und Handelskammer Ulm (IHK) 
- Handwerkskammer Ulm (HWK) 
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- Regierungspräsidium Tübingen-Raumordnung 
- Feuerwehr Ulm 
- Nachbarschaftsverband Ulm 
- SUB/V Umweltrecht u. Gewerbeaufsicht 
- Universität Ulm 
- Vermögen und Bau B-W 

 

Von den folgenden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden keine Stel-
lungnahmen bzw. Stellungnahmen ohne Einwendungen vorgebracht: 
 

- Industrie- und Handelskammer Ulm (IHK), mit Schreiben vom 11.12.2019 
- Feuerwehr Ulm, mit Schreiben vom 12.12.2019 
- Handwerkskammer Ulm (HWK), mit Schreiben vom 02.01.2020 

 

Von den folgenden 6 Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden Stellung-
nahmen mit Anregungen und Hinweisen zum Bebauungsplanverfahren vorgebracht: 
Stellungnahmen Behörden / TÖB Stellungnahmen der Verwaltung 

Fernsärme Ulm (FUG), 
E-Mail vom 27.11.2019 (Anlage 5.2) 
 

Im Grundsatz bestehen gegen den Bebau-
ungsplan „Leimgrubenweg“ von Seiten der FUG 
weiterhin keine Einwände. 
 
Die Umlegungsarbeiten der FUG, sind inzwi-
schen abgeschlossen, so dass die Neubebau-
ung wie geplant realisiert werden kann. 
Das neu zu erstellende Gebäude kann nach 
technischer Klärung an das Fernwärmenetz der 
FUG angeschlossen werden. 
 
Die Planung des Fernwärme-Hausanschlusses 
ist zwingend im Vorfeld mit der FUG abzustim-
men. 
Die Lage der bestehenden Fernwärmeleitungen 
ist im beigefügten Lageplan ersichtlich. 
 

 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Berücksichti-
gung bei der weiteren Gebäudeplanung an 
den Bauwerber weitergegeben.  

SUB/V Umseltrecht u. Geserbeaufsicht, 
Schreiben vom 17.12.2019 (Anlage 5.3) 
 

Bodenschutz 
Statt der aktuell im B-Plan „Leimgrubenweg“ 
verwendeten Formulierung bitte die sonst in 
anderen Bebauungsplänen oft verwendete 
Formulierung übernehmen: 
„Mit dem natürlichen Bodenmaterial ist gemäß 
BBodSchV § 12, Vollzugshilfe zur BBodSchV § 
12, DIN 19731, DIN 18915 sowie den vorlie-
genden Leitfäden zum Schutz der Böden bei 
Auftrag von kultivierbaren Bodenaushub bzw. 
zur Erhaltung fruchtbaren und kulturfähigen 
Bodenaushub bei Flächeninanspruchnahme 
schonend umzugehen. Die gesetzlichen und 
fachlichen Regelungen sind zu beachten und 
umzusetzen.“ 
 
Außerdem bitte ergänzen: 

 
 

 
 
 
 
 
 
Die Formulierung unter Ziffer 3.5 (Boden-
schutz) der Hinweise zum Bebauungsplan 
wird entsprechend der vorgeschlagenen 
Formulierung angepasst. 
 
 
 
 
 
 
 
Die vorgeschlagen Ergänzung wird unter 



 

- 6 - 

 

 

„Auf den zukünftigen Freiflächen sind im 
Oberboden die Prüfwerte für Park- und Frei-
zeitanlagen der BBodSchV für den Wirkungs-
pfad Boden-Mensch einzuhalten.“ 
 
Naturschutz 
Für den städtebaulichen Vertrag empfehlen wir 
aus naturschutzfachlicher Sicht folgendes: 
Am Neubau sind auf der Nordseite oder Süd-
seite im Traufbereich mindestens 3 Niststeine 
für Mauersegler anzubringen. Alternativ sind 
am Neubau mindestens 3 Nisthilfen für Mehl-
schwalben oder Fledermäuse auf der Nordseite 
oder Südseite im Traufbereich anzubringen. 
 
SUB/V weist diesbezüglich auf ihre aktuellen 
Förderprogramme „Fassadenbegrünung“ und 
„gebäudebewohnende Arten“ hin. Hierzu kann 
bei der Abteilung Umweltrecht und Gewerbe-
aufsicht ein Förderantrag gestellt und weitere 
Beratung eingeholt werden. Die Kosten von 
Quartier-/Nisthilfen werden zu 100 % gefördert. 
Die Kosten für Einbau bzw. Aufhängung wer-
den zu 80 % gefördert. Die Förderobergrenze je 
Gebäude liegt bei 500 €. Weitere Informationen 
sind auch unter www.ulm.de (Suchbegriff: Nist-
hilfen) erhältlich. 
 

Ziffer 3.5 der Hinweise zum Bebauungs-
plan aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 

Regierungspräsidium Tübingen -
Raumordnung, Schreiben vom 19.12.2019 
(Anlage 5.4) 
 

Belange des Immissionsschutzes 
Nachdem nun ein eingeschränktes Gewerbe-
gebiet ohne Wohnnutzung geplant ist, beste-
hen aus Sicht des gebietsbezogenen Immissi-
onsschutzes keine Bedenken gegen diese 
geänderten Planungen. 
 

 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 

Regionalverband Donau-Iller, 
Schreiben vom 20.12.2019 (Anlage 5.5) 
 

Die planerischen Festsetzungen begrenzen die 
Zulässigkeit der Einzelhandelsbetriebe auf nicht 
zentrenrelevantes Sortiment. Dies begrüßt der 
Regionalverband ausdrücklich. Weitere Anre-
gungen oder Einwände bestehen aus Sicht des 
Regionalverbandes keine. 
 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 

 
 

Zentrale Planung Unitymedia BW GmbH, 
Schreiben vom 30.12.2019 (Anlage 5.6) 
 

Im Planbereich liegen Versorgungsleitungen 
der Unitymedia BW GmbH. Unitymedia ist 
grundsätzlich daran interessiert, ihr glasfaser-
basiertes Kabelnetz zu erweitern und damit 
einen Beitrag zur Sicherung der Breitbandver-
sorgung für die Bürger zu leisten. 

 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.  
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Die Anfrage wurde an die zuständige Fachab-
teilung weitergeleitet, die sich zu gegebener 
Zeit in Verbindung setzen wird. Bis dahin bittet 
Unitymedia, weiter am Bebauungsplanverfah-
ren beteiligt zu werden. 
 

Sollte von Seiten der Bauwerber ein An-
schluss gewünscht sein, wird die Unityme-
dia BW frühzeitig in die weiteren Planungs-
schritte eingebunden.  

Entsorgungsbetriebe Stadt Ulm (EBU), 
Schreiben vom 02.01.2020 (Anlage 5.7) 
 

Abwasser und Gewässer (Abt l) 
Bei der Abwasserbeseitigung ist die Abwasser-
satzung der Stadt Ulm zu beachten. Danach 
sind u.a. Hausanschlussleitungen vom Gebäu-
de bis zum öffentlichen Kanal in der Straße als 
private Leitungen zu planen, bauen und unter-
halten. 
Hausanschlussleitungen an den öffentlichen 
Kanal sind im Zuge des Baugenehmigungsver-
fahrens zu beantragen. Bestandsunterlagen 
des öffentlichen Kanals können bei den Entsor-
gungs-Betrieben der Stadt Ulm angefordert 
werden. 
 
Abfall und Stadtreinigung (Abt ll) 
Der vorhandene Containerstandort am Rand 
des Baugebiets an der Heidenheimer Straße 
muss unbedingt erhalten bleiben. 

 
 

 
 
Die Stellungnahme wird zur Berücksichti-
gung bei der Gebäudeplanung an den je-
weiligen Bauwerber weitergegeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der bestehende Containerstandort kann 
aufgrund der Lage der festgesetzten Bau-
fenster nicht erhalten werden.  

 

 

 
Aufgrund der vorgebrachten Stellungnahmen sowie der Weiterentwicklung der Planung sind 
folgende Änderungen am Bebauungsplan erforderlich: 

 

- Ergänzung der Begrünung bzgl. der Zulässigkeit der Art der baulichen Nutzung 
- Anpassung des Hinweise unter Ziffer 3.5 (Bodenschutz)  
- Geringfügige Anpassung der Baugrenze für Tiefgarage und Kellerräume. Diese wurde 

gegenüber dem Entwurf des Bebauungsplans vom 15.10.2019 etwas Richtung Nord-
westen verschoben. Aufgrund dieser Verschiebung werden die Belange der angrenzen-
den Grundstücke nicht über der derzeit bestehende Maß hinaus beeinträchtigt.  

 

Durch die eingearbeiteten Änderungen des Bebauungsplanes werden die Grundzüge der Pla-
nung nicht berührt. Es besteht somit kein erneuter materieller Regelungsbedarf, sodass eine 
formelle erneute öffentliche Auslegung nicht erforderlich ist. Um jedoch der betroffen Öffentlich-
keit die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme zu den Änderungen am Bebauungsplan 
zu geben, wird diese jedoch erneut zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. Der Zeitraum 
wird dabei auf 14 Tage beschränkt, so dass die Erneute Stellungnahme bis zum Satzungsbe-
schluss in der Sitzung des Gemeinderats am 05.05.2020 nachträglich in die Abwägung einge-
arbeitet werden kann. 
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 Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an Bauleitplanverfahren und vergleichba-

ren Satzungsverfahren (§ 4 Abs. 2 Baugesetzbuch) 

Schreiben vom 15.11.2019 

 

 

A. Allgemeine Angaben 

 

Stadt Ulm 
 

 Flächennutzungsplanänderung  

 Bebauungsplan „Leimgrubenweg“ 

 Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan  

 sonstige Satzung 

 
 

B. Stellungnahme 

 

 Keine Bedenken oder Anregungen. 

 Fachliche Stellungnahme siehe Seite 2. 

 

 

 

 

1. Belange der Raumordnung / Bauleitplanung 
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Keine Anregungen oder Bedenken. 

 

 

 

 

2. Belange des Immissionsschutzes 

 

„Nachdem nun ein eingeschränktes Gewerbegebiet ohne Wohnnutzung geplant ist, 

bestehen aus Sicht des gebietsbezogenen Immissionsschutz keine Bedenken gegen 

diese geänderten Planungen.“ 

 

 

 

gez. 

Kreußer  
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Unitymedia BW GmbH | Postfach 10 20 28 | 34020 Kassel  Bearbeiter(in):  Herr Kiewning 

Abteilung: Zentrale Planung 

Direktwahl: +49 561 7818-149 

E-Mail: ZentralePlanungND@unitymedia.de 

Vorgangsnummer: 345976 / EG-6602 

 

 
Stadt Ulm 
Hauptabteilung Stadtplanung, Umwelt, Baurecht 
Abteilung Städtebau und Baurecht I 
Herr Heinrich Kastler  
Münchner Straße 2 
89073 Ulm 
  

Datum   

30.12.2019 

erneute Auslegung Bebauungsplan "Leimgrubenweg" 
 

Sehr geehrter Herr Kastler, 

 

vielen Dank für Ihre Informationen.  

 
Im Planbereich liegen Versorgungsanlagen der Unitymedia BW GmbH. Wir sind grundsätzlich daran interessiert, 
unser glasfaserbasiertes Kabelnetz zu erweitern und damit einen Beitrag zur Sicherung der Breitbandversorgung  
für Ihre Bürger zu leisten.  
 

Ihre Anfrage wurde an die zuständige Fachabteilung weiter geleitet, die sich mit Ihnen zu gegebener Zeit in 

Verbindung setzen wird. Bis dahin bitten wir Sie, uns am Bebauungsplanverfahren weiter zu beteiligen. 

 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben Sie dabei immer unsere oben stehende 
Vorgangsnummer an. 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

Freundliche Grüße 

 

 

Zentrale Planung Unitymedia  

Bitte beachten Sie: 

Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverlegung, Baufeldfreimachung, etc. oder eine 

Koordinierung/Abstimmung zum weiteren Vorgehen, dass Vodafone und Unitymedia trotz der Fusion 

hier noch separat Stellung nehmen. Demnach gelten weiterhin die bisherigen Kommunikationswege. 
Wir bitten dies für die nächsten Monate zu bedenken und zu entschuldigen.  
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